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– Repetierwaffen mit gezogenen Läufen (z.B. Vorderschaftrepetierbüchse, Un-
terhebelrepetierbüchse);

– Halbautomaten: z.B. halbautomatische Büchse, halbautomatische Flinte.
Kurzwaffen können grundsätzlich wie folgt differenziert werden:
– Revolver: z.B. Double-Action- oder Single-Action-Revolver, Vorderlader-
revolver;

– Pistole: z.B. Einzelladerpistole, halbautomatische Pistole, Signalpistole.
Sonstige erlaubnispflichtige Schusswaffen und ihnen gleichgestellte Gegenstän-
de, wie z.B. bestimmte Druckluft-, Federdruckwaffen, Schreckschuss-, Reiz-
stoff- und Signalwaffen, Perkussionswaffen.
10.9.3
In die WBK sind der Tag und der Ort der Ausstellung einzutragen.
Identifikationsmerkmale von Waffen, die erst nach dem abgeschlossenen

Erwerbsvorgang festzustellen sind (z.B. Hersteller- und Modellbezeichnung,
Seriennummer), werden unter Angabe des Überlassungsdatums von der für den
Erwerber zuständigen Waffenbehörde in den Fällen eingetragen, in denen der
Erwerber nicht Erlaubnisinhaber nach § 21 ist. Wird dieser Waffenbehörde die
WBK zur Eintragung des Erwerbs vorgelegt, ohne dass sie zuvor hiervon auch
durch die für den Überlassenden zuständige Waffenbehörde unterrichtet wor-
den ist, so benachrichtigt die für den Erwerber zuständige Waffenbehörde
ihrerseits die Waffenbehörde des Überlassenden.
Seitens des Überlassenden erfolgt gegenüber der für ihn zuständigen Waffen-

behörde die Mitteilung, wem die Waffe überlassen wurde. Die Austragung der
überlassenen Waffe erfolgt durch diese Behörde, die umgehend auch die für
den Erwerber zuständige Waffenbehörde über den Vorgang des Überlassens
informiert. Bei einem Eintragungsvorgang nicht benötigte Zeilen und Spalten
dürfen nicht ungültig gemacht werden.
10.10
Als eine Form der Erteilung einer Berechtigung zum Erwerb und Besitz von

Munition für dort bereits eingetragene Schusswaffen sieht § 10 Absatz 3 Satz 1
die behördliche Eintragung/Stempelung in der WBK (Spalte 7) vor. Die auf
diesem Weg erteilte Berechtigung erstreckt sich über die in Spalte 3 der WBK
konkret bezeichnete Munition (z.B. .357 Magnum) hinaus auf alle für die
betreffende Waffe ebenfalls zugelassenen Munitionsvarianten (gleiches Kaliber;
gleicher oder geringerer Gasdruck …, im Beispiel etwa auch Munition .38
Spezial oder .38 Spezial WC). Die Waffenbehörden sind insofern im Rahmen
der betreffenden Erteilungsverfahren berechtigt, das Vorliegen eines waffen-
rechtlichen Bedürfnisses auch für die in Bezug auf die betreffende Waffe
ebenfalls zugelassenen Munitionsvarianten zu unterstellen; eine inhaltliche Be-
schränkung der erteilten Berechtigung soll nur im Ausnahmefall und nur dann
erfolgen; wenn im Hinblick auf einzelne konkrete Munitionsvarianten unter
jedem erdenklichen Gesichtspunkt eine Verwendungsmöglichkeit unzweifel-
haft ausgeschlossen werden kann.
10.11
Solange keine neuen bundeseinheitlichen Vordrucke für waffenrechtliche

Erlaubnisse eingeführt sind, sind die von der Bundesdruckerei zu beziehenden
Vordrucke zu verwenden und ggf. anzupassen.

Allgemeine VwV zum WaffenG WaffVwV 1e



140

10.12
Wird eine WBK unübersichtlich, unleserlich oder gerät sie in Verlust, so ist

eine neue mit dem Datum der Erstausfertigung auszustellen, die als Ersatzaus-
fertigung zu kennzeichnen ist. Gegebenenfalls ist die Erstausfertigung einzuzie-
hen oder zu entwerten.
10.13
Wird für einen Finder nach § 973 BGB, der auch Inhaber einer WBK ist,

eine gefundene Schusswaffe in die WBK eingetragen, so ist „Fund“ in die
Spalte 9 der WBK einzutragen.
10.14. Munitionserwerbsschein (§ 10 Absatz 3 Satz 2)
Ein Munitionserwerbsschein kommt in Betracht z.B. bei Munitionssamm-

lern, Munitionssachverständigen und Besitzern von Einstecksystemen, die nicht
in der WBK eingetragen sind.
10.14.1
In dem Munitionserwerbsschein ist die amtliche Bezeichnung der Munition

anzugeben, sofern die Erlaubnis nicht für Munition jeder Art erteilt wird. Bei
Erteilung einer Munitionserwerbserlaubnis nach § 10 Absatz 3 Satz 2 hat der
Antragsteller die gewünschten Kaliber zu benennen. Eine Beschränkung der
Erlaubnis auf ein bestimmtes Kaliber soll nur dann erfolgen, wenn ein wei-
tergehendes Bedürfnis auszuschließen ist.
Eine mengenmäßige Beschränkung ist nur bei Munitionssammlern vorzuse-

hen; die Erlaubnis ist grundsätzlich auf Munitionsarten in ihrer kleinsten Ver-
packungseinheit zu beschränken. Der Munitionserwerbsschein gilt im gesamten
Geltungsbereich des WaffG. Nicht erworben werden darf verbotene Munition
nach Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1.5.1 bis 1.5.7, es sei denn, es liegt
zusätzlich eine Ausnahmebewilligung für verbotene Munition nach § 40 vor.
10.14.2
Keiner Munitionserwerbs- und besitzerlaubnis (WBK oder Munitions-

erwerbsschein) bedarf es insbesondere zum Erwerb und Besitz von
10.14.2.1
Munition in den Fällen des § 12 Absatz 2,

10.14.2.2
Munition durch Inhaber einer Bescheinigung nach § 55 Absatz 2 für die in

dieser Bescheinigung eingetragene Munition,
10.14.2.3
Munition durch Inhaber eines gültigen Jahres- oder Tagesjagdscheins für

Langwaffen nach § 13 Absatz 1,
10.14.2.4
Patronen- und Kartuschenmunition, die für Schusswaffen bestimmt ist, zu

deren Erwerb und Besitz es ihrer Art nach keiner Erlaubnis bedarf (z.B.
Anlage 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 Nummer 1.4),
10.14.2.5
pyrotechnischer Munition nach Anlage 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 2

Nummer 1.12.
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10.14.3
Die Erlaubnis zum nicht gewerblichen Laden von Munition im Sinne des

Sprengstoffgesetzes (SprengG) gilt als Erlaubnis zum Erwerb und Besitz der
dabei hergestellten Munition (§ 27 Absatz 1a SprengG1)).
10.14.4. § 10 Absatz 3 Sätze 3 und 4
Für (nicht gewerbliche) Wiederlader wird der Munitionserwerbsschein

durch die entsprechende sprengstoffrechtliche Genehmigung zum Laden von
Munition substituiert.
10.15. Waffenschein (§ 10 Absatz 4 Satz 1)
10.15.1. Besonderheiten der Ausstellung des Waffenscheines:
10.15.1.1
In dem Waffenschein ist die Schusswaffe mit den Angaben nach Num-

mer 10.9 genau zu bezeichnen. In einen Waffenschein können mehrere Schuss-
waffen eingetragen werden. Nummer 10.4 gilt entsprechend. Der Waffenschein
kann auch mit Auflagen, insbesondere über die Art des Führens der Schuss-
waffe, verbunden werden.
10.15.1.2
Der Waffenschein wird in den Fällen des § 28 auf den Beauftragten des

Unternehmens, d.h. den Unternehmer selbst oder eine von der Geschäfts-
führung beauftragte Person, ausgestellt. Der Waffenschein ist inhaltlich ent-
sprechend § 28 Absatz 2 Satz 1 zu beschränken. In dem Zusatz nach § 28
Absatz 4 sind die Wachpersonen dem Namen oder ihrer Funktion nach zu
benennen. Unter Umständen kann es zweckmäßig sein, für jede Waffe einen
Waffenschein auszustellen. Wachpersonen kann formlos eine Bescheinigung
erteilt werden, aus der sich ergibt, dass sie auf der Grundlage eines Waffen-
scheins nach § 28 für den Zeitraum seiner Gültigkeit berechtigt sind, dienstlich
eine Waffe zu führen. Die Bescheinigung muss folgende Angaben enthalten:
Genaue Personalien, Name des Bewachungsunternehmens, Aufgabenbereich
und sich ggf. hieraus ergebende Beschränkungen.
Der Waffenschein ist gemäß § 14 Bewachungsverordnung mit der Auflage zu

erteilen, dass der Erlaubnisinhaber dafür zu sorgen hat, dass das Überlassen der
Waffe nach Zeit und Person schriftlich festgehalten wird.
Nachdem der Erlaubnisinhaber die Namen der Bediensteten, die Schuss-

waffen führen sollen, mitgeteilt hat, prüft die Behörde deren Zuverlässigkeit,
Sachkunde und persönliche Eignung. Hinsichtlich der Erwerbsberechtigung
dieser Bediensteten gilt § 12 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a.
10.15.1.3
In Zweifelsfällen hat sich die Behörde darüber zu vergewissern, dass der

Antragsteller über die Schusswaffe, die er führen will, befugt die tatsächliche
Gewalt ausübt. Gegebenenfalls ist § 39 Absatz 3 anzuwenden.
10.15.2
Eine Erteilung kommt nur in Betracht, wenn das Bedürfnis des Waffen-

scheininhabers, das sich in der Regel aus § 19 und/oder § 28 ergibt, darauf
gerichtet ist, die Waffe auch außerhalb des befriedeten Besitztums schussbereit

1) Nr. 4.
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und zugriffsbereit bei sich zu haben. Die Versagung des Waffenscheins wegen
Unzuverlässigkeit oder fehlender persönlicher Eignung ist, sobald die Entschei-
dung vollziehbar oder nicht mehr anfechtbar ist, nach Nummer 4.2 dem
Bundeszentralregister mitzuteilen (§ 10 Absatz 1 Nummer 3 BZRG).
10.15.3
Bei der Verlängerung des Waffenscheins sind sämtliche Erteilungsvorausset-

zungen erneut zu prüfen.
10.15.4
Der Kleine Waffenschein ist ein Waffenschein eigener Art. Das bringt § 10

Absatz 4 Satz 4 zum Ausdruck, der – schon auf Grund der Unterschiedlichkeit
der Erteilungsvoraussetzungen (die sich beim Kleinen Waffenschein nach An-
lage 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 3 Nummer 2.1 auf das Alterserfordernis, die
Zuverlässigkeit und die persönliche Eignung beschränken), aber auch der für
Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffen geltenden rechtlichen Bestim-
mungen im Vergleich zu „scharfen“ Schusswaffen – so zu lesen ist, dass die
Bestimmungen des § 10 Absatz 4 Satz 2 und 3 nicht bzw. nur modifiziert
gelten.
Der Kleine Waffenschein ist – im Unterschied zu § 10 Absatz 4 Satz 2 und 3

– für die Gattung der Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffen mit Zeichen
der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB),

– unbefristet und
– ohne ausdrückliche Beschränkung auf bestimmte Anlässe oder Gebiete
zu erteilen. Das Verbot des Führens von Waffen bei öffentlichen Veranstaltun-
gen nach § 42 Absatz 1 bleibt unberührt; für die Erteilung insoweit erforderli-
cher Ausnahmebewilligungen gelten auch im Hinblick auf Schreckschuss-,
Reizstoff- und Signalwaffen die in § 42 Absatz 2 genannten Voraussetzungen
uneingeschränkt.
Der Kleine Waffenschein erstreckt sich nur auf solche Schreckschuss-, Reiz-

stoff- und Signalwaffen, die das kreisförmige Zulassungszeichen der PTB tragen
und daher im Erwerb und Besitz erlaubnisfrei sind (Anlage 2 Abschnitt 2
Unterabschnitt 2 Nummer 1.3). Für sonstige Schreckschuss-, Reizstoff- und
Signalwaffen kommt bei Vorliegen der jeweiligen Voraussetzungen lediglich die
Ausstellung eines allgemeinen Waffenscheines in Betracht.
10.16. Schießerlaubnis (§ 10 Absatz 5)
10.16.1
Wie bei der Erteilung von Waffenscheinen muss auch bei der Erteilung von

Erlaubnissen nach § 10 Absatz 5 der Nachweis der vorgeschriebenen Haft-
pflichtversicherung gefordert werden (§ 4 Absatz 1 Nummer 5).
10.16.2
Ein Bedürfnis kommt für die Bekämpfung von Schädlingen in Betracht,

soweit der Waffengebrauch ein geeignetes Mittel zur Bekämpfung der jeweili-
gen Tierart (z.B. Schadvogelvergrämung in der Fischereiwirtschaft und im
Obst- oder Weinbau außerhalb des § 12 Absatz 4) darstellt. Weitere Bedürf-
nisgründe können im Brauchtumsbereich sowie beim Abschießen von Gehege-
wild oder anderen frei lebenden Tierarten vorliegen. Die Regelungen der
Tierschutzschlachtverordnung und des Fleischhygienegesetzes, der jagd- und
naturschutzrechtlichen Vorschriften sowie andere Vorschriften bleiben unbe-
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rührt. Die Erlaubnis wird durch Bescheid der Waffenbehörde unter den zur
Wahrung der Belange der öffentlichen Sicherheit und Ordnung erforderlichen
Auflagen erteilt.

Zu § 11: Erwerb und Besitz von Schusswaffen oder Munition mit
Bezug zu einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen
Union

11.1
§ 11 beruht auf Artikel 7 Absatz 1 Satz 2 der EG-Waffenrichtlinie. Danach

bedarf eine Person, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Mit-
gliedstaat hat, zum Erwerb einer Waffe nach Anlage 1 Abschnitt 3 Nummer 2
(Kategorie B) oder von dafür bestimmter Munition neben der waffenrecht-
lichen Erlaubnis des Mitgliedstaates, in dem der Erwerb stattfinden soll, auch
der vorherigen Zustimmung ihres Heimatstaates. Der Erwerb der Schusswaffe
unterliegt in diesem Fall mithin der Erlaubnispflicht sowohl des Wohnsitz-
staates, als auch des Staates, in dem die Waffe erworben wird.
Der Erwerb von Waffen nach Anlage 1 Abschnitt 3 Nummer 1 bis 3

(Kategorie A bis C) oder von für diese bestimmte Munition ist in den genann-
ten Fällen zusätzlich von einer Erlaubnis zum Verbringen der Gegenstände in
den anderen EU-Mitgliedstaat oder von der Erklärung abhängig, dass und aus
welchen Gründen die Gegenstände nicht in den Heimatstaat verbracht werden,
sondern in dem EU-Mitgliedstaat, in dem der Erwerb stattfindet, verbleiben
sollen (Artikel 9 Absatz 1 der EG-Waffenrichtlinie).
Unter die genannten Regelungen fallen auch Angehörige von Drittstaaten,

die in einem EU-Mitgliedstaat ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Eine Person hat ihren gewöhnlichen Aufenthalt an dem Ort, an dem sie sich

aus persönlichen oder beruflichen Gründen ständig oder nicht nur vorüber-
gehend aufhält; die Grundsätze des Verwaltungsverfahrensrechts finden Anwen-
dung.
11.2
§ 11 Absatz 1 erfasst Staatsangehörige eines anderen EU-Mitgliedstaates, aber

auch sonstige Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen
EU-Mitgliedstaat haben, und ergänzt grundsätzlich die allgemeinen Erlaubnis-
voraussetzungen des § 4 Absatz 1.
Erwerb und Besitz von in § 11 Absatz 1 Satz 1 genannten Waffen oder von

Munition für diese setzen – neben den allgemeinen Vorschriften – entweder
eine Erlaubnis zum Verbringen der Gegenstände in den anderen Mitgliedstaat
(§ 31 Absatz 1) oder – unter Angabe von Gründen – die schriftliche Erklärung
voraus, sie nur in Deutschland besitzen zu wollen.
Eine Selbstvornahme des Verbringens liegt dann vor, wenn die Person, die

die Waffen oder die Munition nach den Vorschriften des Waffengesetzes selbst
erwirbt, sie anschließend in eigener Person verbringt oder dieses veranlasst.
Im Falle der Selbstvornahme können die in § 4 Absatz 1 Nummer 1 bis 4

aufgeführten Voraussetzungen für die Erlaubnis zum Verbringen der Gegen-
stände in den anderen EU-Mitgliedstaat wie folgt glaubhaft gemacht werden:
Das notwendige Alterserfordernis von 18 Jahren nach § 4 Absatz 1 Num-

mer 1 kann durch ein amtliches Ausweispapier mit ggf. deutscher Übersetzung
hierzu glaubhaft gemacht werden.
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Die erforderliche Zuverlässigkeit, die persönliche Eignung und die ausrei-
chende Sachkunde können durch aussagekräftige amtliche Mitteilungen des
Heimatstaates mit deutscher Übersetzung glaubhaft gemacht werden.
Das Bedürfnis kann anerkannt werden, wenn die Voraussetzungen nach § 8

vorliegen. Dabei ist zu beachten, dass bei sofortigem Verbringen in einen
anderen EU-Mitgliedstaat die persönlichen oder wirtschaftlichen Interessen des
Antragstellers höher zu bewerten sind als bei langfristigem Besitz im Geltungs-
bereich des Waffengesetzes. In diesen Fällen findet die Regelung in § 4 Absatz 2
keine Anwendung.
Der Europäische Feuerwaffenpass ersetzt die entsprechenden Nachweise

über das Mindestalter, die Zuverlässigkeit, die persönliche Eignung und die
Sachkunde.
Im Falle der Selbstvornahme soll die Erlaubnis nur befristet erteilt werden.
Liegt ein Fall des § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vor, gelten die Erleichte-

rungen für die Glaubhaftmachung der Voraussetzungen des § 4 Absatz 1 Num-
mer 1 bis 4 wie bei der Selbstvornahme nicht.
Bei Waffen nach Anlage 1 Abschnitt 3 Nummer 2 (Kategorie B) und dafür

bestimmter Munition ist zusätzlich die vorherige Zustimmung des anderen
EU-Mitgliedstaates erforderlich (§ 11 Absatz 1 Satz 2).
11.3
§ 11 Absatz 2 erfasst hauptsächlich deutsche Staatsangehörige – aber auch

andere Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben –,
die in einem anderen EU-Mitgliedstaat eine Waffe nach Anlage 1 Abschnitt 3
Nummer 2 (Kategorie B) oder Munition für diese erwerben und dort die
tatsächliche Gewalt über diese Waffen oder Munition ausüben wollen. Der
Erwerb kann auch mit dem Ziel des Verbringens nach Deutschland im Wege
der Selbstvornahme erfolgen.
Die (nach Artikel 7 der EG-Waffenrichtlinie) innerhalb der EU erforderliche

Erlaubnis der deutschen Behörde erfolgt nach § 28 AWaffV1) als (vorherige)
Zustimmung durch einen Erlaubnisschein und auf der Grundlage der dort
genannten Angaben.
Voraussetzung der Erlaubnis ist, dass der Antragsteller zuverlässig und per-

sönlich geeignet ist (§ 4 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit den §§ 5
und 6).
Die Zustimmung nach § 11 Absatz 2 ist zu trennen von einer ggf. zusätzlich

erforderlichen Zustimmung zu einem Verbringen der Waffen oder der Muniti-
on nach § 29.
11.4
Das Überlassen von Waffen nach Anlage 1 Abschnitt 3 Nummer 1 bis 3

(Kategorie A bis C) oder von dafür bestimmter Munition an Personen mit
gewöhnlichem Aufenthalt in einem anderen EU-Mitgliedstaat und der Besitz
dieser Gegenstände durch solche Personen müssen dem EU-Mitgliedstaat mit-
geteilt werden, in dem diese Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Zu
diesem Zweck übermittelt das Bundeskriminalamt einerseits solche von einem
anderen EU-Mitgliedstaat erhaltenen Angaben an die zuständige Behörde (§ 32
Absatz 2 Nummer 2 AWaffV1)) und andererseits entsprechende Angaben, die

1) Nr. 1a.

1e WaffVwV Allgemeine VwV zum WaffenG



145

ihm auf der Grundlage des § 34 Absatz 4 angezeigt wurden, an die zuständigen
Stellen des anderen EU-Mitgliedstaates (§ 32 Absatz 2 Nummer 1 AWaffV).

Zu § 12: Ausnahmen von den Erlaubnispflichten
12.1. Zu § 12 Absatz 1:
12.1.1
Die Freistellung nach Nummer 1 von der Erlaubnispflicht wird nur Inhabern

von WBK oder diesen gleich zu achtenden Erwerbs- und Besitzerlaubnissen
gewährt. Beispiele hierfür sind: Waffenhandelserlaubnis für erlaubnispflichtige
Waffen, gültige Tages- oder Jahres-Jagdscheine, Ersatzbescheinigung nach § 55
Absatz 2.
Soll die Waffe erlaubnisfrei geführt werden (§ 12 Absatz 3), so ist der Name

des Überlassenden, der Name des nach § 12 Absatz 1 Nummer 1 Besitzberech-
tigten und das Datum des Überlassens in einem Beleg festzuhalten (vgl. § 38
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe e).
Es wird empfohlen, diese Bescheinigung in jedem Fall des Überlassens aus-

zustellen.
12.1.1.1
Mit Nummer 1 Buchstabe a wird die vorübergehende Entleihe von Schuss-

waffen vor allem unter Sportschützen und Jägern aus Gründen der öffentlichen
Sicherheit als unbedenklich auf eine eindeutige gesetzliche Grundlage gestellt.
Die Befristung auf einen Monat soll das Vagabundieren von Schusswaffen –
insbesondere die Dauerentleihe – verhindern. Für eine längere Entleihe ist eine
Besitzerlaubnis der Waffenbehörde notwendig.
Die Freistellung ist auf das Bedürfnis des Entleihers beschränkt; Sportschüt-

zen dürfen nach dieser Vorschrift keine nach § 6 AWaffV1) ausgeschlossenen
Waffen, Jäger keine jagdrechtlich verbotenen Waffen entleihen. Diese Be-
schränkung soll sicherstellen, dass der von einer Erlaubnis zum Erwerb und
Besitz Freigestellte die Waffe nicht gegenüber dem ihm anerkannten Bedürfnis
zweckentfremdet.
Aus Gründen der Rechtsklarheit hat es der Gesetzgeber als erforderlich

angesehen, in den Regelungen des § 12 – wie hier in Absatz 1 Nummer 1
Buchstabe a – ausdrücklich auch den Umgang „im Zusammenhang“ mit dem
vom Bedürfnis umfassten Zweck zu gestatten. Damit sollen Tätigkeiten gestat-
tet werden, die zur Nutzung der Waffe gehören und auf die sich daher auch das
Bedürfnis erstreckt. Beispielsweise wird ein Sportschütze eine fremde Sport-
waffe mit Gebrauchsanweisung zu Hause darauf prüfen können, ob ein Erwerb
für ihn als Sportschütze günstig ist. Nicht gestattet ist jedoch der bedürfnis-
fremde (im Sinne von das Bedürfnis wechselnde oder verändernde) Umgang
(etwa die Tätigkeit als „Türsteher“ in einer Diskothek durch einen Sport-
schützen mit seiner Sportwaffe). Auch dürfen Waffen, die z.B. als Sammler
erworben wurden, zum Schießen auf eine Schießstätte mitgenommen werden.
Denn auch Sammler haben zuweilen ein Interesse daran, das Schießverhalten
ihrer Waffen zu testen, weil es sich um eine verkehrswesentliche und wert-
bestimmende Eigenschaft handelt.
Auf die Eintragungen in den WBK des Verleihers und des Entleihers ist zu

achten.

1) Nr. 1a.
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12.1.1.2

Der Erwerb nach § 12 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b ist nur zum Zwecke
der vorübergehenden sicheren Verwahrung (z.B. Urlaubs- oder berufsbedingte
Abwesenheit) oder der nicht gewerbsmäßigen Beförderung zu einem Berech-
tigten zulässig.
Im Unterschied zu Nummer 2 wird auch hier der die Waffe übernehmende

Personenkreis auf Inhaber einer WBK oder dieser gleich zu achtenden Er-
werbs- und Besitzerlaubnis beschränkt. Der Zeitraum, der hinsichtlich der
Verwahrung als vorübergehend angesehen werden kann, beurteilt sich nach
den Umständen des Einzelfalles (z.B. Dauer einer Ortsabwesenheit wegen
Urlaub, Krankheit). Das Ende – insbesondere der Verwahrzeit – muss allerdings
von vornherein festgelegt oder zumindest absehbar sein.

12.1.2

Absatz 1 Nummer 2 trägt den Bedürfnissen der gewerblichen Beförderung
und Lagerung Rechnung und bezieht Personen in die Freistellung von der
Erlaubnispflicht ein, die – ohne Inhaber einer Erlaubnis nach § 21 Absatz 1 zu
sein – Waffen gewerbsmäßig verschönern, z.B. brünieren, vernickeln oder
durch Gravuren verzieren; die Befreiung tritt nur ein, wenn die Waffen von
einem Berechtigten und nur vorübergehend (siehe Nummer 12.1.1.2) über-
lassen werden, wobei die Frist von einem Monat der Nummer 1 Buchstabe a
nicht gilt. Auch für die Personen, die unter Anwendung des § 12 Absatz 1
Nummer 2 Waffen oder Munition gewerblich befördern oder lagern gelten die
Verpflichtungen des § 36 zur sicheren Aufbewahrung von Waffen.
Soll die Waffe zum Zweck des Transports erlaubnisfrei (§ 12 Absatz 3)

geführt werden, so ist auch hier der Name des Überlassenden, der Name des
nach § 12 Absatz 1 Nummer 2 Besitzberechtigten und das Datum der Über-
lassung in einem Beleg festzuhalten (vgl. § 38 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe e).
Es wird empfohlen, diese Bescheinigung in jedem Fall des Überlassens aus-
zustellen.
Für den gewerbsmäßigen Transport im Inland gelten die nachfolgenden

Bestimmungen.
Die Mengenangaben beziehen sich dabei auf die vom Versender dem Spedi-

teur übergebenen Sendungen.
Der Transport von Waffen in den nachfolgend genannten Mengen:

– 20 bis 99 Feuerwaffen der Kategorie A
– 20 bis 249 erlaubnispflichtige Feuerwaffen der Kategorien B bis D
ist zulässig, wenn die nachfolgend genannten Sicherungsmaßnahmen gewähr-
leistet werden:
– Die Verpackung darf keine sichtbaren Hinweise auf die Art der Waren ent-
halten.

– Die Verpackung muss so beschaffen sein, dass ein unbeabsichtigtes Öffnen
unterbunden wird.

– Die Verpackung muss mit einem Etikett oder Ähnlichem versehen sein,
durch das ein Öffnen erkennbar wird.

– Die Spedition muss eine ständige Rückverfolgbarkeit der Ware gewährleisten.
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